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Landkreis Stendal Hansestadt Stendal, den 16. Oktober 2019
Der Kreiswahlleiter

Öffentliche Bekanntmachung zur Landratswahl 2019
Zugelassene Bewerbungen

Auf der Grundlage des § 30 Abs. 6 Kommunalwahlgesetz für das Land Sachsen-Anhalt 
(KWG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2004 (GVBl. LSA  
S. 92), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Juni 2018 (GVBl. LSA S. 166, 
175) i.V.m. § 39 Abs. 2 Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt (KWO LSA) 
vom 24. Februar 1994 (GVBl. LSA S. 338, 435), zuletzt geändert durch Verordnung vom  
21. September 2018 (GVBl. LSA S. 314) gebe ich Folgendes bekannt:

Der Kreiswahlausschuss hat auf seiner Sitzung am 16. Oktober 2019 auf der Grundlage des 
§ 30 Abs. 5 KWG LSA die nachfolgend aufgeführten Bewerbungen für die Landratswahl am 
10. November 2019 zugelassen und bekanntgegeben:

Bausemer, Arno  AfD
Angestellter
Geburtsjahr 1982
39576 Hansestadt Stendal

Puhlmann, Patrick  DIE LINKE, GRÜNE, SPD
Angestellter
Geburtsjahr 1983
39590 Tangermünde

Wulfänger, Carsten  CDU
Landrat
Geburtsjahr 1963
39524 Sandau (Elbe)

                      
Dr. Denis Gruber  Siegel

Landkreis Stendal Hansestadt Stendal, den 15. Oktober 2019
Der Landrat 

Öffentliche Bekanntmachung zur Landratswahl 2019
Vorstellung der Bewerber

Entsprechend § 63 Abs. 2 Satz 2 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
(KVG LSA) vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
5. April 2019 (GVBl. LSA S. 66) ist den Bewerbern, die nach § 30 Abs. 5 Kommunalwahl-
gesetz für das Land Sachsen-Anhalt (KWG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. Februar 2004 (GVBl. LSA S. 92), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
22. Juni 2018 (GVBl. LSA S. 166, 175) für die Wahl zum Landrat zugelassen worden sind, 
Gelegenheit zu geben, sich den Bürgerinnen und Bürgern in mindestens einer öffentlichen 
Versammlung vorzustellen.

Diese öffentliche Versammlung findet am 

Mittwoch, dem 30. Oktober 2019, um 18:00 Uhr, im Sitzungssaal Stendal (Neubau)
des Landratsamtes Stendal, Hospitalstraße 1-2, 39576 Hansestadt Stendal

statt.

Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger sind zu dieser Veranstaltung herzlich eingeladen.

In Vertretung

                      
Dr. Denis Gruber  Siegel
1. Beigeordneter

Landkreis Stendal Hansestadt Stendal, den 15. Oktober 2019
Der Kreiswahlleiter      

Öffentliche Bekanntmachung zur Landratswahl 2019
Bekanntgabe von Ort und Zeit des Zusammentritts 

der Briefwahlvorstände und
Sitzung des Kreiswahlausschusses zur Feststellung des endgültigen 

Wahlergebnisses der Landratswahl vom 10. November 2019

Auf der Grundlage von § 62 Abs. 4 Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
(KWO LSA) vom 24. Februar 1994 (GVBl. LSA S. 338, 435), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 21. September 2018 (GVBl. LSA S. 314) und § 5 Abs. 3 KWO LSA gebe ich 
Folgendes bekannt:

1. Ermittlung des Briefwahlergebnisses
Die Briefwahlvorstände zur Ermittlung und Feststellung des Briefwahlergebnisses im Land-
kreis Stendal treten 

am Sonntag, dem 10. November 2019, um 16:00 Uhr

im Landratsamt Stendal, Hospitalstr. 1-2, 39576 Hansestadt Stendal, zusammen.

Dies betrifft folgende Gemeinden:
Stadt Bismark (Altmark), Hansestadt Havelberg, Hansestadt Osterburg (Altmark), Stadt 
Tangerhütte, Stadt Tangermünde, Verbandsgemeinde Arneburg-Goldbeck, Verbandsgemein-
de Elbe-Havel-Land und die Verbandsgemeinde Seehausen (Altmark) außer der Hansestadt 
Seehausen (Altmark).

Die Briefwahlergebnisse der Hansestädte Stendal und Seehausen (Altmark) werden in den 
betreffenden Gemeinden ausgezählt.

2. Feststellung des endgültigen Ergebnisses
Die Sitzung des Kreiswahlausschusses zur Ermittlung und Feststellung des endgültigen 
Wahlergebnisses der Landratswahl 2019 im Landkreis Stendal und der ggf. notwendigen 
Zulassung der Bewerber zur Stichwahl am 1. Dezember 2019 findet 

am Mittwoch, dem 13. November 2019, um 15:00 Uhr

im Landratsamt Stendal, Hospitalstr. 1-2, 39576 Hansestadt Stendal, im Sitzungsraum  
Osterburg (Neubau) statt.

Die Sitzung ist öffentlich. Entsprechend § 10 Abs. 3 Kommunalwahlgesetz für das Land 
Sachsen-Anhalt (KWG LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 2004 
(GVBl. LSA S. 92), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Juni 2018 (GVBl. 
LSA S. 166, 175) weise ich darauf hin, dass der Kreiswahlausschuss beschlussfähig ist, wenn 
außer dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter mindestens 2 Beisitzer oder ihre Stellver-
treter anwesend sind. 

                      
Dr. Denis Gruber  Siegel

Hansestadt Stendal 

Satzung über das Wahlverfahren zur Gemeindeelternvertretung  
für die Kindertageseinrichtungen in der Hansestadt Stendal

Gemäß §19 Abs.4 Satz 3 des Gesetzes zur Förderung und Betreuung von Kindern in Ta-
geseinrichtungen und in Tagespflege des Landes Sachsen-Anhalt (Kinderförderungsgesetz – 
KiFöG) vom 5.März 2003 (GVBl. LSA S.48), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2018 
(GVBl. LSA S. 420) hat der Stadtrat in seiner Sitzung am 14.10.2019 die nachstehende 
Satzung über das Wahlverfahren zur Gemeindeelternvertretung für die Kindertageseinrich-
tungen (Kitas) in der Hansestadt Stendal beschlossen.
     

Abschnitt I
Allgemeine Vorschriften

§1
Wahlgrundsätze

(1)  Die Wahlen zu den Elternvertretungen gem. §19 KiFöG (Gemeinde- und Kreiselternver-
tretung) finden in Wahlversammlungen statt.

(2) Wahlberechtigt und wählbar sind die gewählten Elternvertreter des Kuratoriums der Kita.

(3)  Die Elternvertreter können ihr Wahlrecht nur persönlich ausüben. Abwesende Eltern sind 
nur dann wählbar, wenn ihre schriftliche Zustimmung zur Annahme der Wahl dem Wahl-
vorstand vor dem Wahlvorgang vorliegt. Briefwahl ist nicht zulässig.

(4)  Die Wahl wird von einem Wahlvorstand geleitet, der aus zwei Personen besteht, von 
denen eine die Wahl leitet ( Wahlleiter) und eine das Protokoll führt ( Schriftführer).

(5) Wiederwahl ist zulässig.

§ 2
Wahlhandlung

Über die Wahlhandlung ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem Wahlleiter und dem 
Schriftführer zu unterschreiben ist.
Die Niederschrift soll folgende Angaben enthalten:

1. Ort und Datum der Wahl
2. Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung
3. Anwesenheitsliste der Wahlberechtigten
4. Name des Wahlvorstandes
5. Namen der Bewerber
6.  Wahlergebnis, insbesondere die Zahl der gültigen Stimmen für jeden Bewerber sowie die 

Zahl der ungültigen Stimmen.

§ 3
Übergabe der Wahlunterlagen und Bekanntgabe des Wahlergebnisses

(1)  Die Wahlunterlagen (Anwesenheitsliste, Niederschrift, ggf. Stimmzettel) sind der Han-
sestadt Stendal nach den Wahlen gem. Abschnitt II unverzüglich zu übergeben.

(2) Die Wahlunterlagen sind während der Amtszeit der Elternvertretungen aufzubewahren.

(3)  In den Kitas sind die Eltern ortsüblich über die für ihre Belange zuständigen Elternver-
tretungen zu informieren.
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§ 4
Beschlussfähigkeit

Jede ordnungsgemäß einberufene Wahlversammlung ist beschlussfähig. § 4 Satz 1 der Sat-
zung gilt vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen des § 8 Abs.2 und 3 dieser Satzung.

§ 5
Wahlanfechtung

(1)  Die Gültigkeit der Wahl zu einer Elternvertretung können die jeweils Wahlberechtigten 
anfechten. Darüber hinaus kann die Wahl der Gemeindeelternvertretung auch durch die 
Hansestadt Stendal angefochten werden.

(2)  Die Anfechtung der Wahlen zu den Elternvertretungen ist schriftlich innerhalb einer Frist 
von einem Monat gegenüber der Hansestadt Stendal zu erklären und zu begründen Bei 
Anfechtung durch die Hansestadt Stendal ist dies gegenüber der Elternvertretung zu er-
klären, gegen deren Wahl sich die Anfechtung richtete.

(3)  Die Anfechtung kann nur darauf gestützt werden, dass gegen wesentliche Vorschriften 
des Wahlrechts, der Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen und das Wahlergebnis 
dadurch geändert oder beeinflusst wurde. Über die Anfechtung entscheidet, vorbehaltlich 
einer gerichtlichen Prüfung, abschließend der zuständige Fachausschuss des Stadtrates.

(4)  Die Elternvertretungen, deren Wahl durch die Hansestadt Stendal für ungültig erklärt 
wurde, führen ihr Amt bis zur Wiederholungswahl weiter; ihre Handlungen bleiben bis 
zu diesem Zeitpunkt wirksam. Die Wiederholungswahl muss spätestens innerhalb von 
zwei Monaten nach der Ungültigkeitserklärung erfolgen.

Abschnitt II
Besondere Vorschriften

Wahl der Gemeindeelternvertretung

§ 6
Zusammensetzung

Die Gemeindeelternvertretung ist eine Vertretung der Eltern aus allen Kitas unabhängig von 
der Trägerschaft, die sich innerhalb der Hansestadt Stendal befinden. Sie besteht grundsätz-
lich aus so vielen Vertretern, wie es Kitas in der Hansestadt Stendal gibt.

§ 7
Voraussetzung, Wahltermin und Wahlperiode

(1)  Die Elternvertreter jedes Kuratorium einer Kita in der Hansestadt Stendal wählen aus 
ihrer Mitte für die Dauer von zwei Jahren einen Vertreter und dessen Stellvertreter für die 
Gemeindeelternvertretung. ( § 19 Abs.4 KiFöG)

(2)  Die Wahlen der Vertreter  für die Gemeindeelternvertretung erfolgen bis zum 15.09. eines 
jeden ungeraden Jahres.

      
§ 8

Einladung zur Wahl

(1)  Die Leiterin oder der Leiter der Tageseinrichtung lädt die gewählten Elternvertreter des 
Kuratoriums der Kita mindestens 14 Tage vor dem Wahltag schriftlich zur Wahl in die 
Kita ein.

(2)  Die Einladung wird wiederholt, wenn weniger als ein Drittel der Wahlberechtigten zur 
Wahlversammlung gekommen sind oder nicht mindestens ein Bewerber bereit ist, sich 
wählen zu lassen.

(3)  Sollte auch eine wiederholte Einladung zur Wahlversammlung die geforderte Quote 
nicht erreichen, so gilt sie trotzdem als ordnungsgemäß einberufen.

(4)  Unter Beachtung der Absätze 1-3 ist anstelle einer schriftlichen Einladung auch ein Aus-
hang in der Kita über die Wahl des Gemeindeelternvertreters zulässig.

§ 9
Durchführung der Wahl in der Kita

(1)  Die Elternvertreter tragen sich namentlich in die Anwesenheitsliste ein. Die Wahl wird 
von einem Wahlvorstand geleitet. Dieser besteht aus 2 Personen der Kita und/oder 
des Kita-Trägers, wobei eine die Wahl leitet (Wahlleiter) und eine das Protokoll führt 
(Schriftführer).

(2)  Der Wahlvorstand gibt die Wahlvorschläge den anwesenden Wahlberechtigten bekannt. 
Grundsätzlich sollten die Wahlvorschläge mindestens zwei Tage vor der Wahlversamm-
lung bei der Einrichtungsleitung eingereicht werden. Wahlvorschläge, denen die Vorge-
schlagenen nicht zustimmen, werden nicht berücksichtigt.

(3)  In der Regel erfolgt die Wahl der Vertreter der Kita für die Gemeindeelternvertretung 
offen durch Handzeichen. Soweit ein  Wahlberechtigter es verlangt, ist in geheimer Wahl 
mit Stimmzettel abzustimmen.

§ 10
Feststellung des Wahlergebnisses

Der Bewerber mit den meisten gültigen Stimmen ist gewählt. Bei gleicher Stimmenzahl fin-
det eine Stichwahl statt. Bei nochmaliger Stimmengleichheit entscheidet das Los.

§ 11
Konstituierende Sitzung der Gemeindeelternvertretung und Ämter

(1)  Ein Beauftragter der Hansestadt Stendal lädt die gewählten Vertreter aller Kitas schrift-
lich mit einer Frist von mindestens 14 Tagen zu einer konstituierenden Sitzung ein.

(2)  Die Einladung wird wiederholt, wenn weniger als die Hälfte der Wahlberechtigten zur 
Wahlversammlung gekommen sind oder nicht mindestens drei Bewerber bereit sind, sich 
in den geschäftsführenden Vorstand der Gemeindeelternvertretung wählen zu lassen.

(3)  Sollte auch eine wiederholte Einladung zur Wahlversammlung die geforderte Quote 
nicht erreichen, so gilt sie trotzdem als ordnungsgemäß einberufen.

(4)  Die Gemeindeelternvertreter wählen in ihrer konstituierenden Sitzung aus ihrer Mitte 
einen geschäftsführenden Vorstand, der aus den folgenden Ämtern besteht:

 – dem Vorsitzenden und
 – dem Stellvertreter
       Ein Schriftführer kann darüber hinaus gewählt werden.

(1)  Zudem wählen die Gemeindeelternvertreter aus ihrer Mitte einen Vertreter für die Kreis-
elternvertretung.

(2)  Die gleichzeitige Ausübung eines Wahlamtes nach Absatz 4 und des Wahlamtes nach 
Absatz 5 ist zulässig.

(3)  Für die Abstimmung über die Wahlämter nach den Absätzen 4 und 5 kommen die §§ 9 
und 10 zur Anwendung.

(4)  Die konstituierende Sitzung der Gemeindeelternvertretung erfolgt bis zum 15.11.  jeden 
ungeraden Jahres

      
§ 12

Abberufung, Niederlegung und Neuwahl

(1)  Die Eltern oder die Elternvertreter einer Kita können einen Antrag auf Abberufung des 
Gemeindeelternvertreters oder Stellvertreters ihrer Kita stellen. Der Antrag muss begrün-
det und von mindestens der Hälfte der Elternvertreter oder einem Drittel der Eltern unter-
schrieben sein.

(2)  Ein Beauftragter der Hansestadt Stendal lädt dann mindestens 14 Tage  vor der Sitzung 
unter Angabe der Gründe ein. Über den Antrag wird abgestimmt, nachdem der Antrag 
begründet worden ist und der Betroffene Gelegenheit zu einer Stellungnahme erhalten 
hat. Haben mindestens zwei Drittel der anwesenden Wahlberechtigten für den Antrag 
gestimmt, so scheidet der Vertreter aus seinem Amt aus.

(3)  Eine freiwillige Niederlegung des Wahlamtes ist zulässig. Die Wahlamtsniederlegung ist 
schriftlich gegenüber der Hansestadt Stendal anzuzeigen.

(4)  Nach Ausscheiden eines Gemeindeelternvertreters oder Stellvertreters rückt bis zum Ab-
lauf der Wahlperiode der jeweils stimmnächste Bewerber nach. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. Steht kein stimmnächster Bewerber für das Amt zur Verfügung, ist 
der Gemeindeelternvertreter innerhalb von zwei Monaten nach den Vorschriften dieses 
Abschnittes bis zum Ablauf der Wahlperiode neu zu wählen.

Abschnitt III
Schlussvorschriften

§ 13
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und männlicher Form.

§ 14
Übergangsbestimmungen

Die bei Inkrafttreten dieser Satzung abgeschlossenen Wahlen zu bestehenden Elternvertre-
tungen bleiben unberührt.

§ 15
In-Kraft-Treten / Außer-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Folgetag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Stendal, 14.10.2019

Klaus Schmotz
Oberbürgermeister    

Hansestadt Stendal 

Kriterienkatalog zur Auswahl der Prioritätenentscheidung für die 
Investitionsentscheidung

gemäß
Ziff. 4.9 der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Verbesserung 

der Schulinfrastruktur finanzschwacher Kommunen (Richtlinie Schulinfrastruktur) – 
(MBl. LSA. 2018, 222)


